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			Editorial

			Bessere Löhne für alle
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			Peter Kruse, Präsident der Arbeitnehmerkammer Bremen

			Lieber Leserinnen, liebe Leser,

			es ist Sommer – die ideale Zeit also, um draußen im Biergarten, im Café oder auf der Restaurant-Terrasse zu sitzen: Entspannung pur. Für die rund 20.000 Beschäftigten im Gastgewerbe dagegen herrscht jetzt Hochkonjunktur. Ein guter Zeitpunkt also, um sich die Arbeitsbedingungen in Hotel, Service und Küche genauer anzusehen.

			Fest steht: Das Gastgewerbe ist eine wachsende Branche. Im Land Bremen gibt es knapp 10.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und weitere mehr als 10.000 Minijobber. Gut und wichtig, dass nun für alle ein Branchentarif gilt. Denn durchschnittlich verdienen Beschäftigte in Vollzeit nur 2.080 Euro brutto im Monat – also weniger als in allen anderen Branchen. Fast drei Viertel arbeiten sogar zum Niedriglohn. Viele der Kolleginnen und Kollegen kommen selbst mit einem Vollzeitjob nicht über die Runden und müssen ihr Einkommen aufstocken. Die jetzt beschlossene Allgemeinverbindlichkeit ist also ein wichtiger Meilenstein im Kampf gegen Lohndumping. 

			Doch das allein wird nicht reichen, um künftig mehr Fachkräfte zu gewinnen. Wie unsere aktuelle Analyse der Branche zeigt, ist es nicht nur der Faktor Geld, der zu Ausbildungsabbrüchen oder unbesetzten Stellen führt. Viele Beschäftigte müssen auf Abruf zur Verfügung stehen und auf familiäre Belange wird selten Rücksicht genommen. Aus Interviews mit Beschäftigten wissen wir: Schon in der Ausbildung sind Überstunden an der Tagesordnung und Arbeitszeitvorschriften werden nicht selten umgangen. 

			Das heißt: Es braucht mehr Kontrollen, damit Arbeitszeiten nicht nur auf dem Papier stehen, sondern von den Betrieben auch eingehalten werden. Vor allem gehört die Ausbildungsqualität auf den Prüfstand – eine Abbrecherquote von 50 Prozent allein bei angehenden Köchen sollte ein Warnsignal für die Betriebe sein und gleichzeitig Ansporn, sich auf den Weg zu machen hin zu besseren Arbeitsbedingungen und fairer Bezahlung. 

			Ob in Bremen an der Schlachte oder in Bremerhaven am Neuen Hafen: Bremer und Touristen genießen das zunehmend mediterrane und gastfreundliche Ambiente der beiden Städte. Diese positive Entwicklung muss sich am Ende auch für Beschäftigten auszahlen.

			Ihr Peter Kruse

			Kontakt: → bam@arbeitnehmerkammer.de

		

	
		
			Die Bremer Arbeitswelt in Zahlen

		

		
			Bremer Beschäftigte mit Migrationshintergrund
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			Kurz gemeldet

			Kurz gemeldet

			Ein Willkommen für Neue

			
				
					[image: ]
				

			

			Susanne Meister, Betriebsratsvorsitzende bei Real in Bremen (links) und Anja Feist, Leitung Mitbestimmung und Technologieberatung der Arbeitnehmerkammer

			Foto: Kathrin Doepner

			Alle vier Jahre finden in Deutschland Betriebsratswahlen statt. Die neu und auch die wieder Gewählten lädt die Arbeitnehmerkammer traditionell zum Empfang. In Bremerhaven wurde dieses Jahr bei sommerlichem Wetter am Neuen Hafen gefeiert.

			Susanne Meister, erfahrene Betriebsratsvorsitzende bei Real in Bremen, gab einen kurzweiligen Ausblick auf die Arbeit der nächsten vier Jahre. Anschließend konnten die Neuen den alten Hasen lauschen, die Berater der Arbeitnehmerkammer kennenlernen und sich bei Buffet und Musik mit Kolleginnen und Kollegen vernetzen.
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			Weiterbildungsberatung 
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			Beraterin Hella Grapenthin

			Welches Weiterbildungsangebot ist das richtige für mich? Und welche Finanzierungsmöglichkeiten gibt es? Wie kann ich mich beruflich (neu) orientieren? Bei diesen und weiteren Fragen hilft die Weiterbildungsberatung des Landes Bremen.

			Die Beratung im Rahmen des Landesprogramms „Weiter mit Bildung und Beratung“ wird gefördert durch den Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds.

			Infos und Terminvereinbarungen:

			T 0421 . 361 - 21 65 (mittwochs) und T 0421 . 363 01 - 432 (montags, donnerstags und freitags). @ Hella.Grapenthin@wah.bremen.de. 

			Weiterbildungsberatung in der Arbeitnehmerkammer Bremen, Bürgerstraße 1, Bremen.

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/weiterbildungsberatung
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			Vom Beruf ins Studium 

			Im berufsbegleitenden Zwei-Jahres-Kurs „Sozialwissenschaftliche Grundbildung“ zur Vorbereitung auf die Universität werden Wissen und Arbeitstechniken erlernt, um gesellschaftliche Zusammenhänge besser zu verstehen, zu beurteilen und mitzugestalten. Das Zertifikat ermöglicht einen Zugang zu vielen Studiengängen der Universität Bremen und der Hochschule Bremen. Der Kurs findet einmal wöchentlich abends, an einigen Samstagen und in drei einwöchigen Bildungszeiten (bisher: Bildungsurlaub) statt. Er kostet maximal 600 Euro plus Kosten für die drei Bildungszeiten. Veranstaltungsort ist das Zentrum für Arbeit und Politik (zap) an der Universität Bremen. 

			Beginn: 22. Oktober

			Anmeldeschluss: 14. September 

			Infoabend-Termine und Kontakt: 

			T 0421 . 218 56 702

			@ christina.volkmer@uni-bremen.de

		

	
		
			Schwerpunkt

			Unterschätze Branche — Die Gesundheitswirtschaft in Bremen 

			Wer an die bedeutendsten Wirtschaftszweige im Land Bremen denkt, dem fallen die Häfen, der Automobilsektor oder die Luft- und Raumfahrtbranche ein. Doch eine Studie zeigt: Die Unternehmen der Gesundheitswirtschaft prägen den Arbeitsmarkt zum Teil wesentlich stärker. Bekommen sie auch die entsprechende Unterstützung aus der Politik?

			Text: Janet Binder – Fotos: Stefan Schmidbauer
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			Im Bremen Ambient Assisted Living Lab werden neue, intelligente Technologien in einer realitätsnahen Umgebung getestet – wie dieser smarte, teilautonome Rollstuhl

			Bremen gilt als Autostadt: Im Mercedes-Benz-Werk werden seit 40 Jahren Fahrzeuge produziert. Es ist der größte private Arbeitgeber in der Region, insgesamt arbeiten in der Automobilbranche in Bremen 17.000 Beschäftigte. In der öffentlichen Wahrnehmung gelten auch die Luft- und Raumfahrt oder die Häfen als Beschäftigungsmotoren im kleinsten Bundesland. Dabei wird regelmäßig eine wichtige Branche übersehen: die Gesundheitswirtschaft.

			61.000 Menschen und damit über 15 Prozent der Erwerbstätigen stehen laut einer von der Arbeitnehmerkammer Bremen in Auftrag gegebenen neuen Studie im Zwei-Städte-Staat im Dienst der Gesundheit. Das sind 2,6 Prozent mehr als neun Jahre zuvor. Mit über 49.000 ist ein Großteil der Erwerbstätigen sozialversicherungspflichtig beschäftigt, die meisten sind Frauen. Dazu kommen über 8.600 geringfügig Beschäftigte und mehr als 3.200 Selbstständige. Nach Hamburg ist Bremen gemessen an der Bevölkerungszahl das Bundesland, das am zweitstärksten durch Beschäftigung in der Gesundheitswirtschaft geprägt ist.

			Zur Branche gehören auch Fitnessstudios und Versicherungen

			„Damit hat die Gesundheitswirtschaft eine herausragende Bedeutung für den regionalen Arbeitsmarkt“, betont Ingo Schierenbeck, Hauptgeschäftsführer der Arbeitnehmerkammer Bremen. Das Potenzial sei längst nicht ausgeschöpft. Die Gesundheitswirtschaft wächst laut der Studie des Instituts Arbeit und Technik (IAT) im Auftrag der Arbeitnehmerkammer Bremen deutlich stärker als andere Branchen, wenn auch etwas langsamer als in anderen Bundesländern. Zum Gesundheitssektor zählen nicht nur Akteure in der stationären und ambulanten Versorgung und Pflege, sondern genauso Versicherungen, Hebammen, Heilpraktiker oder Schönheitsfarmen und Fitnessstudios. Doch auch wenn nur der Kernbereich ins Visier genommen wird – also Kliniken, Pflegedienste, Apotheken, Arztpraxen oder Reha-Einrichtungen –, geht die Studie immer noch von über 42.500 sozialversicherten Beschäftigten aus.
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			„Bremen braucht einen Brückenbauer, der Partner zusammenbringt“

			Eine enorme Zahl – die von der Politik nicht gewürdigt wird, findet Ingo Schierenbeck: „Die Gesundheitswirtschaft muss in den Fokus der Wirtschaftspolitik rücken. Sie ist eine Branche mit Zukunfts- und Wachstumspotenzial.“ Das sieht auch der Mitautor der Studie und geschäftsführende IAT-Direktor, Josef Hilbert, so: „Die Branche ist derart groß und vital, dass es vernünftig wäre, Innovationen in dem Bereich voranzutreiben.“ Der Gesundheitssektor macht bei der Bruttowertschöpfung immerhin einen Anteil von zehn Prozent der Bremer Gesamtwirtschaft aus. „Er ist damit einer der großen wirtschaftlichen Aktivposten“, unterstreicht Hilbert.

			Doch während Bereiche wie Automotive oder Luft- und Raumfahrt bei der Wirtschaftsförderung eine ‚Kümmerer-Instanz‘ haben, fehlt diese in der Gesundheitswirtschaft. Sie sei aber dringend notwendig, betont Professor Hilbert: „Die Akteure im Gesundheitswesen sind geübt in der Versorgungsleistung, nicht aber darin, miteinander Kooperationen einzugehen.“ Das müssten externe Brückenbauer übernehmen, die sich in der Branche bestens auskennen.

			Bremens Wirtschaftssenator Martin Günthner (SPD) ist da allerdings skeptisch. Start-ups und Unternehmen in der Gesundheitsbranche könnten schließlich von den allgemeinen Fördermaßnahmen profitieren, sagte er auf einer Veranstaltung der Arbeitnehmerkammer Bremen im April. Das sieht Professor Hilbert anders: „Fast alle aussichtsreichen Innovationsbaustellen im Gesundheitsbereich brauchen Kooperation. Und die kann nur von Menschen mit Branchenkenntnissen angestoßen werden.“ Er verweist darauf, dass zum Beispiel in Essen – eine Stadt mit so vielen Einwohnern wie Bremen – eine solche Stelle erfolgreich in der Wirtschaftsförderung eingerichtet wurde.

			Potenzial ist vorhanden – es muss nur genutzt werden

			Potenzial in der Gesundheitswirtschaft sieht Hilbert in Bremen reichlich. So könnte seiner Ansicht nach die Hansestadt ein Nutzungszentrum für kleine Elektroautos im Bereich der ambulanten Pflege werden. „Vielleicht entstehen ja sogar Hersteller, die diese Autos ganz nach den Bedürfnissen der Pflegedienste bauen.“ Eine ähnliche Entwicklung hat es in Aachen gegeben, wo Uni-Professoren mit Unterstützung der Landesregierung den Prototyp eines günstigen Elektroautos bauen lassen, den „Streetscooter“. 

			Was Kooperationen bewirken können, zeigt ein Beispiel aus der ambulanten Altenhilfe: Vier Partner aus dem Bereich der Wohlfahrtspflege, darunter die Bremer Heimstiftung, schlossen sich zum Netzwerk „Song“ zusammen, um sich den Herausforderungen des demografischen Wandels zu stellen. Der Name steht für „Soziales neu gestalten“. Die Modelle, die entwickelt wurden – wie das „Haus im Viertel“ – sind bundesweit wegweisend. Sie bieten den Bewohnern normale, barrierefreie Wohnungen in Anlagen, die mitten im Stadtteil sind und viele Begegnungsmöglichkeiten bieten. Bei Hilfebedarf werden individuelle Unterstützungsnetzwerke aus Angehörigen, Nachbarn, Ehrenamtlichen und Dienstleistern geknüpft.

			Solche Modelle könnten entscheidend auch von digitalen Assistenzsystemen wie intelligenten Rollatoren und Rollstühlen „Made in Bremen“ profitieren, betont Hilbert. „Hightech ist ein starker Baustein der Bremer Gesundheitswirtschaft.“ So wird an der Uni und am Deutschen Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz an mobilen Robotersystemen geforscht, die langfristig in der Pflege eingesetzt werden könnten. Die Serviceroboter könnten Pflegekräfte entlasten, indem sie beim Heben von Patienten helfen oder Transportaufgaben übernehmen. So bliebe den Pflegekräften mehr Zeit für die eigentliche Versorgung. „Dafür muss man aber Forschung in Praxis übersetzen“, betont die Geschäftsführerin der Arbeitnehmerkammer Bremen, Elke Heyduck. 

			Dasselbe gelte für Systeme des „Ambient Assisted Living“, was so viel wie „Alltagstaugliche Assistenzlösungen für ein selbstbestimmtes Leben“ bedeutet. Wohnungen werden so ausgestattet, dass es alten Menschen dank technischer Unterstützung möglich ist, länger in den eigenen vier Wänden zu bleiben. Auch dazu wird in Bremen intensiv geforscht. „Wir sind in vielen Bereichen Vorreiter bei der Forschung. Wenn wir diese Innovationen praktisch anwenden, können wir unter Umständen bundesweit eine Vorreiterrolle bei der Versorgung alter Menschen mithilfe neuer Technik werden“, meint Elke Heyduck. Das schaffe nicht zuletzt Arbeit. Auch Josef Hilbert ist der Auffassung, dass Bremen sich schon durch wegweisende Aktivitäten beim Ausbau der ambulanten Altenhilfe hervorgetan hat. Jetzt gelte es, diese Angebote mit digitaler Technik zu unterstützen. „In all den Bereichen hat Bremen stark angefangen und ist gut dabei, muss aber durchstarten, um nicht überholt zu werden“, betont der Experte.
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			Der Einsatz von Technik sei außerdem ein wichtiger Baustein, um die Qualität der Pflege- und Gesundheitsarbeit zu verbessern, unterstreicht Elke Heyduck. Angesichts des Fachkräftemangels scheint das auch notwendig zu sein: In der Altenpflege arbeitet nur rund ein Drittel der Beschäftigten in Vollzeit. Bremen liegt damit laut IAT-Studie sogar deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist der Beruf in Vollzeit schlicht zu anstrengend. Technische Unterstützung, die die körperlich schwere Arbeit erleichtert und mehr Zeit fürs Kümmern lässt, könnte die Menschen jedoch in die Lage versetzen, mehr Vollzeit zu arbeiten. Auch der oft beobachtete Wechsel in einen anderen Beruf könnte möglicherweise eingedämmt werden.

			Gesundheitswirtschaft ist auch Außenwirtschaftsfaktor

			In der Politik wird die Gesundheitswirtschaft nach wie vor als Nischenbranche wahrgenommen, die wirtschaftliche Bedeutung unterschätzt, kritisiert Hilbert. Kommunale Krankenhäuser würden vor allem als großer Kostenfaktor angesehen. Tatsächlich sind sie aber auch bedeutende Arbeitgeber: In den 14 Kliniken im Land Bremen sind 16.000 Menschen beschäftigt. Eine Studie zeigte zudem schon vor Jahren, dass auch der wirtschaftliche Nettoeffekt etwa durch Geld ausgebende Klinikbesucher positiv ist. 

			„Es gibt immer noch Menschen, die sich am Begriff ‚Gesundheitswirtschaft‘ stören“, sagt Professor Josef Hilbert. Die einen meinten, Gesundheit dürfe nicht mit wirtschaftlichem Denken in Zusammenhang gebracht werden, die anderen seien sich sicher, dass Gesundheit niemals ein Aktivposten für die Wirtschaft sein könne. „Dabei ist die Gesundheitswirtschaft auch ein Außenwirtschaftsfaktor für Bremen“, betont Hilbert. Ende Mai veröffentlichte das Bundeswirtschaftsministerium Zahlen, wonach Bremen in der Gesundheitswirtschaft zwischen 2007 und 2016 Exporte im Wert von 0,6 Milliarden Euro umsetzte – Tendenz steigend. 
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			Darüber hinaus gilt: Nirgendwo sonst gibt es nach Überzeugung Hilberts so vitalen Mittelstand. So wurden in den medizinisch-technischen Berufsfeldern Hörgeräteakustik, Reha- und Orthopädietechnik sowie Augenoptik zwischen 2013 und 2016 durchweg Zuwächse in der Beschäftigung verzeichnet. „Die Politik sollte die Chancen nicht verpassen, die sich in dem Bereich auftun“, mahnt er.
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			Auch Apotheken und Sanitätshäuser gehören zur Gesundheitswirtschaft
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			Unsere Studie „Gesundheitswirtschaft in Bremen. Befunde und Perspektiven“ finden Sie zum Download unter

			→ www.arbeitnehmerkammer.de (Suchwort: Gesundheitswirtschaft)

		

	
		
			Kommentar
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			Elke Heyduck, Leiterin Politikberatung und Geschäftsführerin

			Foto: Stefan Schmidbauer

			Keine Fachkräfte – kein Business

			Die Gesundheitswirtschaft boomt – doch dank des Fachkräftemangels wird dieses Wachstum schon heute ausgebremst. Wie in keiner anderen Branche gilt hier: keine Fachkräfte – kein Business. Ob Ärztinnen und Ärzte, die Hebamme im Kreißsaal, die medizinische Fachkraft in der Praxis oder Pflegekräfte in Krankenhäusern und Pflege – sie fehlen, der Arbeitsmarkt ist leer. 

			Die Folgen sind: Flucht in Teilzeit oder in andere Branchen, vorzeitiges Ausscheiden aus dem Beruf – wenn die Politik über eine bessere finanzielle Ausstattung nicht endlich für bessere Arbeitsbedingungen bei diesen (Frauen-)Berufen sorgt, bremsen wir nicht nur das Business aus. 

			Denn wie die zahlreichen Bremer Debatten um fehlende Arzttermine, Servicestellen, Kurzzeitpflegeplätze zeigen, ist Gesundheit eben mehr als ein Business. Sie ist ein hohes privates und öffentliches Gut und wichtiger Teil der Daseinsvorsorge. Fatal, wenn der Faktor Arbeit hier nur als Kostenfaktor gesehen wird!

		

	
		
			Arbeit & Gesundheit

			Burn-out — Tipps zur Vorbeugung

			Text: Anne-Katrin Wehrmann
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			Müde, erschöpft und von der Arbeit gestresst fühlt sich vermutlich jeder irgendwann einmal. Aber wann hört vorübergehender Stress auf und wann fängt ein Burn-out an? 

			Die Antwort darauf ist schwierig, zumal Burn-out bis heute nicht als eigenständige Krankheit im medizinischen Sinn gilt. Es gibt allerdings drei zentrale Warnsignale, die auf ein chronisches „Ausgebranntsein“ hindeuten:

			→ Rasche Erschöpfung, die schon die einfachsten Arbeiten zum mühsamen Kraftakt werden lässt.

			→ Die eigene Tätigkeit wird nicht mehr als wirksam erlebt, ein Gefühl innerer Leere stellt sich ein.

			→ Andere Menschen im beruflichen Umfeld werden nicht länger als Individuen wahrgenommen, sondern gleichgültig als Objekte behandelt.

			Ursachen und Verlauf

			Zum Burn-out kann es kommen, wenn psychische Belastungen am Arbeitsplatz mit bestimmten persönlichen Faktoren zusammentreffen. So verstärkt sich die Problematik in der Regel bei Beschäftigten, die ihr Tun negativ einschätzen, ihre Wünsche und Bedürfnisse nicht äußern oder ganz selbstverständlich immer mehr Aufgaben übernehmen. 

			Betroffen sind häufig gerade diejenigen, die zunächst überdurchschnittlich engagiert waren und dann feststellen, dass sich ihre Erwartungen an die berufliche Tätigkeit nicht mit der Realität in Einklang bringen lassen. Sie leiden besonders unter frustrierenden Faktoren wie Zeitdruck, erhöhten Anforderungen, widersprüchlichen Vorgaben und mangelnder Anerkennung. 

			Ersten Gefühlen von Überlastung und dem Aufkommen unspezifischer Beschwerden folgt üblicherweise eine Reduzierung des Engagements. Leistungsfähigkeit, Motivation und Kreativität ausgebrannter Beschäftigter sinken, bevor in einer nächsten Phase psychosomatische Problematiken wie permanente Anspannung, Kopf- und Rückenschmerzen, Schlafstörungen oder eine Schwächung des Immunsystems auftreten. Wer nicht spätestens jetzt gegensteuert, kann schließlich in Verzweiflung und Depression abgleiten.

			Gut für sich sorgen 

			Bei der Prävention kommt dem Arbeitgeber eine große Verantwortung zu: Ihm obliegt es, die Gesundheit seiner Beschäftigten zu schützen und dafür ein entsprechendes Umfeld zu schaffen. Doch auch jeder Einzelne kann für sich sorgen, indem er eigene Stärken und Schwächen bewusst wahrnimmt, Belastungen realistisch einschätzt, eigene Bedürfnisse und Ziele formuliert und Unterstützung von anderen akzeptiert. Folgende Tipps können helfen, gute Bedingungen herzustellen:

			→ Sich Zeit nehmen – für Menschen, wichtige Gespräche und Persönliches. Arbeitsfreie „Inseln“ organisieren, um Abstand zu gewinnen.

			→ Freie Zeiten im Kalender einplanen.

			→ Morgens und abends „stille“ Zeiten nehmen.

			→ Ordnung schaffen: Dinge erledigen oder wegwerfen, aber nichts vor sich herschieben.

			→ Prioritäten setzen und für einen guten Ausgleich zum Beruf sorgen.
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			Mehr Informationen bietet unsere Broschüre „Burn-out – ausgebrannt“, die in unseren Geschäftsstellen ausliegt. Download unter 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/gesundheit

		

	
		
			Fragen & Antworten

			Bessere Löhne im Gastgewerbe

			Bremer Beschäftigte in Hotels und der Gastronomie bekommen einen neuen Mindestlohn. Wir haben bei der zuständigen Gewerkschaft NGG genauer nachgefragt

			Text: Hanna Mollenhauer – Foto: Stefan Schmidbauer
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			1. Was ist passiert?

			Der Entgelttarifvertrag mit einem höheren Mindestlohn für die Beschäftigten im Hotel- und Gaststättengewerbe wurde für alle Betriebe im Land Bremen als allgemein verbindlich erklärt. Das haben die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) und der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband (Dehoga) beantragt und der Tarifausschuss hat zugestimmt. 

			2. Was bedeutet Allgemeinverbindlichkeit?

			Jeder Beschäftigte im Gastgewerbe kann sich auf den Tarifvertrag der Branche berufen. Bisher konnten dies nur die Beschäftigten, deren Arbeitgeber Mitglied des Dehoga ist. 

			3. Wie hoch ist der neue Mindestlohn?

			Bisher musste der gesetzliche Mindestlohn von 8,84 Euro gezahlt werden. Künftig werden es mindestens 9,56 Euro sein. Für ausgebildete Fachkräfte sind es mindestens 11,51 Euro – deren Lohn erhöht sich in den ersten vier Jahren nach der Ausbildung noch weiter. Tarifauskünfte – auch für Azubis – erteilt die NGG ihren Mitgliedern (www.ngg-bremen.de) und der Dehoga (www.dehoga-bremen.de).

			4. Ist jemand ausgenommen?

			Ja, die Beschäftigten, deren Arbeitgeber in einem anderem Arbeitgeberverband organisiert sind (etwa im Bundesverband der Systemgastronomie, im Dehoga Systemgastronomie oder in der Bäckerinnung) – wie bei McDonald’s und der Nordsee. Dort gilt ein anderer Tarifvertrag. Beschäftigte in sogenannten nicht tarifgebundenen Betrieben der Systemgastronomie (etwa bei Subway, in einigen Burger-King-Betrieben, in diversen Burger-Restaurants und bei vielen Pizzalieferanten) profitieren vom neuen Mindestlohn.

			5. Gilt der neue Mindestlohn auch für Aushilfen?

			Ja. Egal ob Festangestellter, Auszubildender, Teilzeitkraft, Student oder Minijobber, alle haben einen Anspruch auf den neuen Mindestlohn oder die neuen Azubi-Tarife.

			6. Sind auch die Zuschläge betroffen?

			Nein. Mehrarbeitszuschläge sind im sogenannten Manteltarifvertrag geregelt, der schon allgemein verbindlich ist, also für alle Beschäftigten der Branche gilt. Die Nachtzuschläge sind gesetzlich verankert. Beide Zuschläge richten sich allerdings nach dem Stundenlohn.

			7. Ab wann gilt der neue Mindestlohn?

			Wahrscheinlich ab Juli oder August 2018. Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen erklärt den Tarifvertrag für allgemein verbindlich. Er gilt dann ab Bekanntgabe im Bundesanzeiger (dem amtlichen Veröffentlichungsorgan der Bundesrepublik Deutschland). Die NGG informiert umgehend ihre Mitglieder und die Betriebe.

			8. Was kann ich tun, wenn mein Arbeitgeber den neuen Mindestlohn nicht zahlt?

			Dann sollten Sie sich beraten lassen. Als Mitglied in der Gewerkschaft NGG können Sie das ebendort tun (Infos unter www.ngg-bremen.de, Telefon 0421.160 39 50). Beschäftigte im Land Bremen sind Mitglied der Arbeitnehmerkammer und erhalten hier Beratung im Arbeitsrecht.

		

	
		
			Arbeitnehmerkammer Bremen

			Tipps & Termine

			Buch-Tipp

			Konzentriert arbeiten
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			Newport, Cal

			Konzentriert arbeiten. Regeln für eine Welt voller Ablenkungen.

			Redline-Verlag, 2017, 336 Seiten 

			Laute Großraumbüros, dauerhaftes Online-Sein, viele Kommunikationskanäle – Ablenkungen verhindern effizientes Arbeiten. Cal Newport hat die Regeln und Denkweisen erforscht, die fokussiertes Arbeiten fördern. Sein Begriff des „Deep Work“ meint einen Zustand konzentrierter und fokussierter Arbeit. In seinem Buch beschreibt Newport eine Methode, nach der man systematisch trainieren kann, sich zu fokussieren, sich nicht ablenken zu lassen und sein Arbeitsleben neu zu organisieren.
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			Dieses Buch können Sie in der Stadtbibliothek ausleihen. KammerCard-Inhaber erhalten auf die BIBCARD der Stadtbibliothek zehn Prozent Ermäßigung! 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard
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			Fair in Bremerhaven

			Vom 20. bis zum 26. August lockt die Seestadt mit Weinprobe, Frühstück, Kaffeeseminar, Menü und Modenschau – und das alles mit fair produzierten und gehandelten Produkten. Das heißt: Vom Anbau bis zur Fertigung werden den Arbeitern faire Löhne gezahlt. Außerdem müssen sichere Arbeitsbedingungen, demokratische Strukturen und bestimmte Umweltschutzrichtlinien gegeben sein. 

			Veranstalter der Aktionswoche ist das Aktionsbündnis Fairtrade. 

			Pop-up-Store, Bürgermeister-Smidt-Straße 75, Bremerhaven. Weitere Infos zum Programm in der Tagespresse.
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			Web-Tipp

			Video-Training für den Beruf

			Tipps für die Karriere oder für Präsentationen, Vorsorge gegen Burn-out oder Hilfe bei der Jobsuche – wer sich beruflich weiterentwickeln will und BibCard-Besitzer ist, kann von der Website der Stadtbibliothek kostenlos auf die Plattform Lynda.com zugreifen. Deutsch- und englischsprachige Video-Trainings gibt es auch zu Themen wie Bildbearbeitung, Fotografie, Webdesign, Marketing, Programmierung und App-Entwicklung. 

			Einfach mit BibCard-Nummer und Passwort anmelden und Sprache auswählen (Englisch und/oder Deutsch). Mit Transkript-Texten für Gehörlose.

			www.stabi-hb.de/digital-angebote
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			App-Tipp

			Gut informiert im Siegel-Dschungel
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			Wie glaubwürdig sind Umwelt- und Sozialsiegel für Textilien, Lebensmittel, Papier und Holz? Wie umweltfreundlich sind Produkte wirklich? Und wie sozialverträglich? Mit der Smartphone-App der Bundesregierung können Sie das entsprechende Siegel scannen und sich die Bewertung anzeigen lassen – und auch Siegel miteinander vergleichen.

			www.siegelklarheit.de/unterwegs

		

	
		
			Veranstaltungen

		

		
			Veranstaltungen
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			Weitere Veranstaltungen und Informationen unter

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/veranstaltungen

		

	
		
			Mobilität

			Die Pendler der Zukunft

			Selbstfahrende Autos oder eine S-Bahn, die alle zehn Minuten nach Bremerhaven fährt? Die Frage, wie Beschäftigte künftig zu ihrem Arbeitsplatz pendeln, ist eine der großen politischen und wirtschaftlichen Herausforderungen

			Text: Meike Lorenzen – Foto: Stefan Schmidbauer
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			Rund 183.000 Menschen pendeln im Land Bremen jeden Tag zur Arbeit – die meisten mit dem Auto.

			Es ist eng auf Bremens Straßen und in den Zügen des Nahverkehrs. Rund 183.000 Menschen pendeln im kleinsten Bundesland jeden Tag zur Arbeit. Mit 135.000 Menschen sind der größte Teil Einpendler. Vorwiegend kommen sie aus den Landkreisen Osterholz, Verden, Diepholz, Oldenburg, Wesermarsch und der Stadt Delmenhorst. Bei den hohen Immobilienpreisen in Bremen könnte die Zahl derer, die nach draußen ziehen, weiter steigen, glaubt Axel Weise, Autor der Branchenstudie „Automobilindustrie – Zukunft der Mobilität“ (2018).
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			Gleichzeitig ist die Infrastruktur in und um Bremen mehr als nur in die Jahre gekommen. Laut Weser-Kurier habe der Landesrechnungshof schon vor Jahren einen „drastischen Verfall des Straßennetzes“ angemerkt. Und auch im Schienenverkehr herrscht Nachholbedarf. Aufgrund des starken Güterverkehrs Richtung Hamburg und Bremerhaven sind die Zugstrecken nur eingeschränkt für Pendler nutzbar.

			Das Auto wird zum Chauffeur

			„Bei Investitionen in die Infrastruktur sollten neue technische Möglichkeiten und veränderte Anforderungen der Pendler mitgedacht werden“, sagt Axel Weise, „wie das automatisierte Fahren.“ Bereits in den 1990er-Jahren waren Ingenieure zu Forschungszwecken mit selbstfahrenden Autos quer durch Europa unterwegs. Seitdem haben sich Pkw zu Computern auf Rädern entwickelt, deren technologische Ausstattung die des Spaceshuttles übersteigt. Und während in den 1990ern die Maschine am Steuer für viele ein Horrorszenario war, nutzen heute immer mehr Menschen automatisierte Einparkhilfen und liebäugeln mit der Idee des Autos als Chauffeur.

			„Selbstfahrende Autos als Ergänzung zum Nahverkehr werden kommen“, prophezeit Weise. Schließlich wünschen sich heutzutage immer weniger Menschen ein eigenes Auto. Vor allem die junge Generation legt offenbar keinen Wert mehr auf einen Neuwagen. Während das Durchschnittsalter der Neuwagenkunden 1995 noch 46,1 Jahre betrug, liegt es heute bei 53,1.

			„Zudem spielen Fragen der Nachhaltigkeit eine ganz andere Rolle als vor 20 Jahren“, sagt Weise. Pendler würden sich öfter Pkw teilen. Der Boom von Carsharing-Angeboten bestätige diesen Trend. „Ich halte es für wahrscheinlich, dass man sich seinen Pkw künftig nicht mehr an einer Carsharing-Station abholen und dort abgeben muss, sondern dass das Auto die Fahrt alleine übernimmt“, so der Experte.

			Personalisierte Mobilitätskonten

			Erste Fahrten könnten auf einem Werksgelände zugelassen werden. Als Nächstes böte sich der automatisierte Verkehr auf der letzten Meile an. Damit ist der Weg von der Haltestelle (Straßenbahn, Zug) bis zum Arbeitsplatz beziehungsweise auf dem Land bis zur Haustür gemeint. Dieser stellt für die meisten Pendler das größte Hindernis dar und macht den öffentlichen Nahverkehr uninteressant. „In Kombination mit einem hohen Digitalisierungsgrad im ÖPNV wäre mit dem Einsatz autonomer Fahrzeuge eine wichtige Lücke im Pendelverkehr geschlossen“, sagt Weise. „Vorstellbar wären personalisierte Mobilitätskonten, die sich verschlüsselt per App steuern lassen.“ Die Pendler buchten dann also nicht mehr Verkehrsmittel, sondern die gesamte Strecke.

			Mit dem automatisierten Fahren im Stadtverkehr wird es noch dauern. Größte Herausforderung ist das Datenaufkommen. Experten sprechen davon, dass ein autonom fahrendes Auto etwa 100 Megabyte Datenvolumen pro Minute erzeugt. Wäre der gesamte Verkehr automatisiert, wäre die entstehende Datenmenge mit den heutigen Mobilfunknetzen nicht händelbar. 

			Innerstädtisch mache daher vor allem der Ausbau des Fahrradnetzes Sinn. Hier steht Bremen gut da. Über 700 Kilometer straßenbegleitende Radwege gibt es in der Stadt. Und die Radfahrer in Bremen sind im Verhältnis zu anderen deutschen Großstädten überdurchschnittlich hoch vertreten. Kein Wunder, dass Bremens Verkehrssenator weitere Premiumradwege voranbringen will, wie man sie etwa aus Kopenhagen kennt. Auch sollen Radfahrer stärker die Straßen nutzen dürfen.

			Pendeln nach Berlin

			Zudem wächst die Zahl der Fernstreckenpendler. Über 4.000 Bremerinnen und Bremer pendeln jeden Tag nach Hamburg, fast 2.000 nach Bremerhaven und etwa 1.500 nach Oldenburg. Auch nach Berlin zieht es etwa 770 Bremer Beschäftigte. Die Gründe sind vielfältig: Zum einen sind immer mehr Menschen nicht nur gut qualifiziert – sondern spezialisiert. Besonders in den wissensintensiven Dienstleistungen ist das Angebot an Arbeitgebern beschränkt, ein Pendeln oft unausweichlich. Zum anderen sind verstärkt Frauen im Arbeitsmarkt integriert, was die Wahrscheinlichkeit reduziert, dass beide Partner einer Beziehung am selben Wohnort Arbeit finden. 
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			Der Fernstreckenverkehr der Bahn wird dieser Entwicklung nicht gerecht. „Eine S-Bahn-Strecke zwischen Bremen und Bremerhaven oder Bremen und Hamburg wäre ein Gewinn“, sagt Weise. Die Idee ist nicht neu. Im Ruhrgebiet und im Rheinland verbinden S-Bahnen mehrere Großstädte mit attraktiven Taktfrequenzen. Auch in der Schweiz und Japan wurden Modelle entwickelt, die weit voneinander entfernte Städte durch den Nahverkehr deutlich besser erreichbar machen. Ein weiteres Erfolgsmodell ist die Öresundbrücke, die das dänische Kopenhagen und das schwedische Malmö miteinander verbunden hat. Entstanden ist eine Wirtschaftsregion, die es vorher nicht gab.

			„Um als Wirtschaftsstandort attraktiv zu bleiben, spielt eine gute Infrastruktur eine bedeutende Rolle“, so der Experte. Und der Einsatz moderner Verkehrsmittel könnte dazu beitragen und das Leben vieler Pendler deutlich erleichtern.
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			Die Studie „Strukturwandel in Bremen. Band II – Branchenanalysen zur Automobilindustrie, dem Gastgewerbe, der Luft- und Raumfahrtindustrie und den Finanzdienstleistungen“ finden Sie zum Download unter

			→ www.arbeitnehmerkammer.de

		

	
		
			Galerie der Arbeitswelt

			Ruhe bewahren 

			Das Thema Tod gehört unweigerlich zu Susanne de Bruins Berufsalltag. Seit knapp zwanzig Jahren arbeitet die gelernte Landschaftsgärtnerin auf Friedhöfen 

			Text: Rike Oehlerking – Foto: Stefan Schmidbauer
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			Obwohl sie inzwischen weitaus mehr organisatorische Aufgaben hat, packt Susanne de Bruin immer noch täglich mit an 

			Als Susanne de Bruin nach ihrer Ausbildung zur Landschaftsgärtnerin einen Arbeitsplatz auf einem Friedhof bekam, war sie nicht sicher, ob sie den Aufgaben so nah am Thema Tod gewachsen ist. „Mit 21 Jahren hat man ja meist noch keinen Kontakt mit dem Tod gehabt“, erinnert sich die heute 40-Jährige. „Auf einmal hatte ich jeden Tag damit zu tun.“ Beim Grabausheben stieß sie auf Gebeine, bei Bestattungen ging sie vorne weg und manchmal half sie im Krematorium aus. 

			Andere Einstellung zum Tod

			Durch die tägliche Auseinandersetzung mit der Thematik hat Susanne de Bruin heute ein realistisches Verhältnis zum Tod. „Er gehört einfach zum Leben dazu“, sagt sie. Um das auch in die Gesellschaft zu transportieren, möchte sie künftig auch auf dem Huckelrieder Friedhof Führungen anbieten. „Es nimmt einfach ein bisschen die Angst vorm eigenen Tod, wenn man weiß, wie es auf einem Friedhof zugeht“, erklärt sie. Nach dreizehn Jahren als Landschaftsgärtnerin auf verschiedenen Osnabrücker Friedhöfen wechselte sie ins Krematorium. Hier werden Leichenschauen durchgeführt, bei denen eine Todesursache durch Fremdeinwirkung ausgeschlossen werden muss, und Verstorbene für die Einäscherung vorbereitet. „Das ist kein leichter Job“, erklärt sie. „Es kann etwas mit einem machen, wenn man ständig Leichen sieht. Manche Kollegen träumen davon, manche mussten wieder aufhören.“ Susanne de Bruin fand einen Umgang damit. Man brauche gute Freunde und gute Hobbys zur Ablenkung, erklärt sie. Sie spielt Fußball.

			Drei Jahre Krematorium reichten ihr schließlich. Nach kurzer Station bei der Gemeinde Oyten bewarb sie sich als Gärtnerin beim Umweltbetrieb Bremen und bekam den Job. Dort führte sie zunächst Baumkontrollen im Stadtgebiet durch. Doch ihr Wunschziel blieb die Arbeit auf dem Friedhof und so übernahm sie im März 2018 die Leitung auf dem Huckelrieder Friedhof.

			Ganz normale Aufgaben

			Susanne de Bruins Alltag besteht bei Weitem nicht nur aus dem Thema Tod. Als Leiterin geht sie ganz normal ihrem Tagesgeschäft nach. Dazu gehören nach wie vor die üblichen Aufgaben als Landschaftsgärtnerin wie Grabaushebungen und -schließungen sowie Kontrollgänge über die knapp 30 Hektar große Grünanlage. „Nachdem ich morgens mit meinen Vorarbeitern die Tagesaufgaben besprochen habe, kontrolliere ich Gräber, Wege und den Baumbestand“, erklärt de Bruin. Außerdem koordiniert sie sämtliche Beisetzungen auf den Bezirksfriedhöfen Huckelriede, Buntentor, Woltmershausen und Huchting. Sie kommuniziert mit Bestattungsunternehmen, Steinmetzen und Friedhofsgärtnereien. Obendrein hat sie auch direkten Kontakt mit Angehörigen, begeht mit ihnen Grabstellen und unterstützt sie bei Entscheidungen. „Man braucht in diesem Beruf auch eine große Portion Menschenkenntnis und Einfühlungsvermögen“, betont de Bruin. Das hilft ihr auch in ihrer Position als Leiterin, in der sie 15 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter führt. „Mein Beruf ist sehr komplex, das wird mir immer wieder klar“, erzählt Susanne de Bruin. „Für mich ist das eine Berufung. Ich bin wirklich angekommen.“ 

			Friedhofsgärtner und Friedhofsgärtnerin

			Auf Friedhöfen werden meist gelernte Landschaftsgärtner eingesetzt. Sie kümmern sich um den gesamten Betrieb eines Friedhofs inklusive organisatorischer Aufgaben. Einzig die Grabpflege, zu der die Bepflanzung und Instandhaltung der Ruhestätten zählen, ist den gelernten Friedhofsgärtnern überlassen, die in zumeist friedhofsnahen Privatgärtnereien angestellt sind. Für die Arbeit im Krematorium gibt es die Möglichkeit einer Fortbildung zum zertifizierten Kremationstechniker oder -assistenten.

		

	
		
			Aus der Berufswelt

			Arbeit muss nicht glücklich machen

			Die meisten Beschäftigten sind zufrieden mit ihren Jobs – und doch haben viele das Gefühl, dass ihnen zum beruflichen Glück irgendetwas fehlt. Dabei muss nicht jeder in seiner Arbeit die ganz große Erfüllung finden. Leidenschaft wird in der Berufswelt überbewertet, meinen Fachleute

			Text: Anne-Katrin Wehrmann

			Foto: Stefan Schmidbauer

			Passend zum Tag der Arbeit teilte das Statistische Bundesamt eine bemerkenswerte Zahl mit: Aus einer Zusatzbefragung der Arbeitskräfteerhebung 2017 geht demnach hervor, dass 89 Prozent der Erwerbstätigen in Deutschland mit ihrer Arbeit zufrieden oder sogar sehr zufrieden sind. So weit, so gut. Zugleich ist allerdings vielerorts zu hören und zu lesen, dass vermeintlich nur diejenigen gute Ergebnisse liefern und glücklich werden, die ihren Beruf sehr leidenschaftlich ausüben. Doch stimmt das überhaupt? Volker Kitz hat darauf eine klare Antwort: „Es besteht überhaupt kein Zusammenhang zwischen Leidenschaft und guter Arbeit“, meint der Autor des Buches „Feierabend! Warum man für seinen Job nicht brennen muss“. Im Gegenteil führe gerade eine gewisse nüchterne Distanz zum eigenen Tun dazu, bessere Ergebnisse hervorzubringen. 

			„Nicht die Arbeit macht Menschen unglücklich, sondern die Lügen, die wir uns darüber erzählen.“ So lautet eine der Kernthesen aus dem Buch des promovierten Juristen, der nach immer ähnlich verlaufenden Frustgesprächen im Bekanntenkreis die Relevanz des Themas erkannte. Es sei ja nichts dagegen einzuwenden, wenn jemand seine Arbeit toll finde und darin seine Erfüllung finde, sagt Kitz. „Ich sehe aber ein Problem darin, dass wir so tun, als wäre das der Normal- und Idealzustand zugleich. Als hätten alle Leute, die bei der Arbeit nicht jeden Tag vor Freude platzen, etwas total falsch gemacht.“ Wenn Medien immer wieder über Menschen mit tollen Berufen berichten, die für ihre Arbeit brennen, und wenn Stellenanzeigen für einen Job Freude, Herausforderungen und Lebenssinn versprechen: „Dann reibt sich vielleicht so mancher Sachbearbeiter die Augen und fragt sich: Mache ich etwas verkehrt, wenn ich hier weiterhin meinen Bürojob mache?“
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			Dabei seien es gerade die ganz normalen Routinearbeiten, die die Gesellschaft am Laufen hielten, macht der Buchautor deutlich: der Bäcker, die Busfahrerin, der Lohnbuchhalter oder die Sachbearbeiterin in der Versicherung. „Die große Masse der arbeitenden Bevölkerung macht ihre Arbeit gut und findet sie auch ganz in Ordnung. Sie leidet nur darunter, dass ihr ständig gesagt wird: Das reicht nicht.“ 

			Der Buchautor plädiert darum für mehr Ehrlichkeit und für mehr Gelassenheit – und für einen pragmatischen Umgang mit Arbeit. „Das Lebensglück der Mehrheit hängt nicht von ihrer Arbeit ab“, meint Kitz. „Es scheitert am Gegensatz zwischen Realität und kolportiertem Ideal und genau da sollten wir ansetzen.“

			Motivation durch die Aufgabe 

			David Richter vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) stimmt den Thesen des Autors grundsätzlich zu. „Gesellschaftliche Ehrlichkeit in der Hinsicht ist sicher nicht verkehrt“, meint der promovierte Psychologe. „Es gibt einfach Jobs, die gemacht werden müssen und die das Leben finanzieren – und das ist völlig in Ordnung.“ Tatsächlich sei es nicht der Zweck von Arbeit, Menschen glücklich zu machen. Seit 1984 führt das DIW mit dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) eine jährliche Wiederholungsbefragung von mehr als 12.000 Haushalten in Deutschland durch, in der unter anderem nach der Arbeitszufriedenheit gefragt wird. Auf einer Skala von null („ganz und gar unzufrieden“) bis zehn („ganz und gar zufrieden“) sollen die Befragten bewerten, wie zufrieden sie mit ihrer Arbeit sind. Dabei sind sowohl die Schwankungen im Verlauf der Zeit, startend bei einem Mittelwert von 7,6 im Jahr 1984 über 6,8 (2007) auf zuletzt 7,2 (2016), als auch die Unterschiede zwischen einzelnen Berufsgruppen bemerkenswert gering. So betrachten sich beispielsweise Rechtsanwälte, Hochschullehrer und Forscher mit einem aktuellen Durchschnittswert von 7,5 als besonders zufrieden, während körperlich schwer arbeitende Berufsgruppen wie Maurer, Reinigungskräfte oder Bergleute regelmäßig die geringsten Zufriedenheitswerte (derzeit 6,5) angeben. Warum im Ergebnis alle Berufe über die Jahre vergleichsweise nah beieinanderliegen, lasse sich nicht einfach beantworten, so Richter. „Da spielen viele unterschiedliche Faktoren hinein. Einige davon erfassen wir mit dem SOEP, für andere liefert die Befragung jedoch keine Daten.“
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			Beschäftigte müssen für ihren Job nicht brennen, um ihn gut zu machen: Davon ist auch Arbeitspsychologe Michael Schottmayer überzeugt. „Aber zwischen Leidenschaft und komplettem Desinteresse gibt es ein großes Spektrum“, betont der Wissenschaftler der Universität Bremen. Wichtige Grundlagen für ein zufriedenes Berufsleben seien ein faires Einkommen und ein sicherer Arbeitsplatz. Als dauerhafte Motivation reiche das aber nicht aus, weil man sich daran gewöhne. „Was motiviert, ist die Aufgabe“, erläutert Schottmayer. „Wer eine anspruchsvolle Aufgabe mit Gestaltungsspielräumen hat, in die er sich mit seiner Kreativität und Kompetenz einbringen kann, fühlt sich sehr wahrscheinlich eher wohl in seinem Job.“ Und wer keine Leidenschaft für seine Arbeit verspüre, wolle zumindest Anerkennung erfahren, etwas Sinnvolles zum Gelingen eines bestimmten Produkts oder einer Dienstleistung zu leisten. Hier könne auch jeder selbst seine innere Einstellung hinterfragen: „Viel Leiden kommt dadurch zustande, dass viele den Sinn in ihrem Leben nicht erkennen. Aber es gibt immer einen – man muss ihn nur finden.“ So würden der Müllmann oder die Altenpflegerin schließlich einen enormen Beitrag zum gesellschaftlichen Gelingen leisten. 

			Mehr Wertschätzung für „normale“ Berufe 

			Autor Volker Kitz will mit seinem Buch dazu beitragen, den „ganz normalen“ Berufen die verdiente Wertschätzung zurückzugeben. Dazu gehört aus seiner Sicht neben einer realistischen Einstellung zur Arbeit auch eine Diskussion über die Bezahlung: „Wertschätzung ist durchaus auch finanziell gemeint. Je mehr ein Arbeitgeber erzählt, wie toll es bei ihm ist, umso mehr will er sich womöglich vor einer angemessenen Bezahlung drücken.“ Betrachte man das Ganze pragmatisch, sei Arbeit letztlich nichts anderes als ein Tausch von Zeit gegen Geld. Übrigens wird Kitz inzwischen regelmäßig auch von Unternehmen als externer Redner engagiert. Häufig würden ihm Vorgesetzte im Vertrauen sagen, dass sie seinen Thesen voll zustimmten, berichtet er: Nur dürften sie das nicht öffentlich zugeben. „Darum buchen sie mich – um auf Grundlage meiner Aussagen eine Diskussion im Betrieb zu starten.“
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			Idealzustand: Gut und gerne arbeiten – und dann den Feierabend genießen

		

	
		
			Betriebs- und Personalräte 

			Den Blick schärfen

			Die Arbeitswelt wandelt sich und so werden auch Betriebs- und Personalräte vor immer neue Herausforderungen gestellt. Damit sie diesen gewachsen sind, bietet das Zentrum für Arbeit und Politik ab August wieder einen einjährigen Weiterbildungskurs an 

			Text: Janet Binder – Foto: Stefan Schmidbauer
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			Holger Ruge und Imke Sudmann haben im Kurs auch betriebliche Projekte für ihren Berufsalltag entwickelt

			Seit fünf Jahren gehört Imke Sudmann dem Betriebsrat des Martinclubs Bremen an, inzwischen ist sie dessen Vorsitzende. Die Diplom-Soziologin hat also schon viel Erfahrung in der Interessenvertretung sammeln können. Und doch hatte sie das Gefühl, noch mehr aus ihrem Amt herausholen zu können. Im August 2017 startete sie deshalb mit dem Ein-Jahres-Kurs für Betriebs- und Personalräte sowie Mitarbeitervertretungen des Zentrums für Arbeit und Politik (zap) der Uni Bremen. „Ich hatte bis dahin immer nur kurze Schulungen besucht“, erzählt die 35-Jährige. „Die konnten aber nicht das Grundverständnis für die Betriebsratsarbeit vermitteln, wie das ein Kurs über einen längeren Zeitraum schafft.“

			Seit 17 Jahren bietet das zap den Weiterbildungskurs an. „Er ist vor allem für Interessenvertreter geeignet, die eine Führungsrolle übernehmen wollen oder dies schon haben“, sagt Kursleiter Professor Erhard Tietel. Der nächste Durchgang startet Ende August, zunächst mit einem dreitägigen Eingangsworkshop, später trifft sich die Gruppe vor allem mittwochabends. Zu den Dozenten gehören auch Experten der Arbeitnehmerkammer Bremen, die über rechtliche Aspekte informieren. Teambildung, Gesundheitsschutz oder Öffentlichkeitsarbeit stehen ebenfalls auf dem Lehrplan. 

			„Die Teilnehmer kommen aus ganz unterschiedlichen Branchen“, sagt Erhard Tietel. Manche arbeiten in Industriekonzernen, andere im Gesundheitswesen, wieder andere in der Verwaltung. Viele glaubten am Anfang, dass es untereinander keine Gemeinsamkeiten gebe. Doch dann merkten sie schnell, dass eben doch viele ähnliche Herausforderungen vorhanden seien, die untereinander diskutiert werden könnten. „Der Blick auf die eigene Arbeit wird dadurch geschärft“, so Tietel. 

			„Manche Probleme haben wir alle“

			Für Kursteilnehmer Holger Ruge, stellvertretender Personalratsvorsitzender der Uni Bremen, war es denn auch wichtig zu merken, mit bestimmten Schwierigkeiten nicht allein zu sein. „Manche Probleme haben wir alle“, sagt der 46-Jährige. Für ihn war es gut, sich einmal pro Woche austauschen zu können. „Das hat mich in meiner Rolle als Personalrat noch mal gefestigt.“ Auch Tietel sieht nicht zuletzt in der Vernetzung untereinander einen der großen Pluspunkte des Ein-Jahres-Kurses. 

			Zentrale Aufgabe für die Teilnehmer ist es während des Kurses auch, ein betriebliches Projekt zu entwickeln, das für ihren beruflichen Alltag von Nutzen ist. Imke Sudmann will das Berufsbild von Fachkräften für Inklusion in Schulen definieren. „Ohne den Kurs hätte ich mich nicht daran gemacht. Man braucht auch Druck“, räumt sie ein. So geht es auch Holger Ruge. Er erstellt eine Art Wikipedia für Personalräte an der Uni Bremen. „Demnächst gehen bei uns einige Personalräte in Rente, dadurch geht viel Wissen verloren.“ Seit vier Jahren wollte er schon ein solches System aufbauen. Der Kurs brachte ihn dazu, das Vorhaben auch umzusetzen.
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			Anmeldeschluss für den nächsten Ein-Jahres-Kurs ist 

			der 1. August 2018. Infos unter

			T 0421 . 218 56 706 oder @ etietel@uni-bremen.de

			→ www.uni-bremen.de/zap (zap Bildung)

		

	
		
			Betriebs- und Personalräte 

			Ein echter Hebel

			Bei vielen Entscheidungen, die in einem Unternehmen anfallen, hat der Betriebsrat ein Wörtchen mitzureden. Besonders weitreichend sind seine Einflussmöglichkeiten, wenn es um soziale Angelegenheiten geht: Hier hat die Arbeitnehmervertretung ein echtes Mitbestimmungsrecht 

			Text: Anne-Katrin Wehrmann – Foto: Stefan Schmidbauer

			Sie gelten als Herz der Betriebsverfassung: die Mitbestimmungsrechte, die das Betriebsverfassungsgesetz in § 87 regelt. Während der Betriebsrat in manchen Bereichen lediglich Informationsansprüche hat und in anderen Anhörungs- oder Beratungsrechte in Anspruch nehmen darf, gibt ihm das Betriebsverfassungsgesetz mit diesem Paragrafen einen echten Hebel zur Einflussnahme an die Hand. In 13 thematisch gegliederten Unterpunkten ist dort festgelegt, dass der Arbeitgeber für Maßnahmen in den sogenannten sozialen Angelegenheiten die Zustimmung des Betriebsrats einholen muss – und dass der Betriebsrat auch selbst die Initiative ergreifen kann, wenn er für die Beschäftigten bestimmte Regelungen erreichen will. Häufig wird die Mitbestimmung im Rahmen von Betriebsvereinbarungen in die Praxis umgesetzt.

			Einer der Unterpunkte in § 87 betrifft das Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb. Aktuell sind in vielen Unternehmen zum Beispiel Compliance-Richtlinien ein großes Thema: Sie sollen dafür sorgen, dass sich die Beschäftigten am Arbeitsplatz stets rechtmäßig und ethisch korrekt verhalten. Ohne Einwilligung des Betriebsrats darf der Arbeitgeber ein solches Regelwerk allerdings nicht einführen. Gleiches gilt für alle technischen Einrichtungen beziehungsweise IT-Systeme, die das Verhalten oder die Leistung der Mitarbeiter überwachen – oder auch nur potenziell in der Lage wären, dies zu tun. Will ein Betrieb also eine neue Software, eine Videokamera zur Überwachung des Verkaufsraums oder ein elektronisches Zugangssystem installieren, muss er sich vorab mit dem Betriebsrat darauf verständigen, wo die Grenzen der Datenerfassung liegen sollen.

			Keine Maßnahme ohne Einigung 

			Ein weiterer wichtiger Themenkomplex ist der Gesundheits- und Arbeitsschutz. Der Betriebsrat darf bei fast allen Maßnahmen mitbestimmen, die ein Unternehmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ergreift. Das betrifft unter anderem die Gefährdungsbeurteilung, in deren Rahmen Arbeitgeber jeden Arbeitsplatz nach physischen und psychischen Gefährdungen beurteilen müssen. Auf ihrer Grundlage wird festgelegt, was getan werden muss, um die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten wirksam zu schützen. Das können einfache Lösungen wie die Einführung von Hygienemitteln sein, kann aber auch weitergehende Absprachen zur Arbeitsorganisation oder die Optimierung von persönlichen Schutzausrüstungen umfassen.

			Mitbestimmung bedeutet, dass sich Betriebsrat und Arbeitgeber einigen müssen. Wenn eine Verständigung nicht möglich ist, sieht das Betriebsverfassungsgesetz die Einberufung einer Einigungsstelle vor: Für dieses Gremium bestimmen beide Parteien in gleicher Anzahl Beisitzer, die unter neutralem Vorsitz versuchen, einen Kompromiss zu erarbeiten. Bleibt auch der aus, erfolgt ein Mehrheitsentscheid – für den dann üblicherweise die Stimme des Vorsitzenden (häufig ein Arbeitsrichter) entscheidend ist.

			Die Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten 

			bezieht sich zum Beispiel auf:

			→ das Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb (zum Beispiel Compliance-Richtlinien)

			→ die Einführung von technischen Einrichtungen zur Verhaltens- oder Leistungskontrolle (etwa Software oder Kameras zur Datenerfassung)

			→ den Arbeits- und Gesundheitsschutz (beispielsweise Gefährdungsbeurteilungen)

			→ Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, Pausen und Verteilung der Arbeitszeit

			→ die Urlaubsplanung

			→ die Festsetzung leistungsbezogener Engelte
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			Die Arbeitnehmerkammer bietet Beratung für Betriebs- und Personalräte.

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/mitbestimmung

		

	
		
			Arbeit & Recht 

			Alles, was Recht ist 

			Rechtstipp

			Wegeunfall: Nicht versichert beim Brötchenkauf

			Wer mit dem Auto zur Arbeit fährt und einen Zwischenstopp für den Brötchenkauf macht, gefährdet seinen gesetzlichen Unfallversicherungsschutz.

			Jeder Bürger ist über die gesetzliche oder private Krankenkasse versichert. Wenn ein Unfall allerdings auf dem Weg von oder zur Arbeit geschieht, nennt sich dieser Arbeitsunfall Wegeunfall. Dieser ist durch die Unfallversicherung geschützt, die der Arbeitgeber bezahlt. Bei einem Wegeunfall stehen Beschäftigten Ansprüche gegen die zuständige Berufsgenossenschaft zu.

			Wenn ein Arbeitnehmer seinen Arbeitsweg unterbricht und sich währenddessen verletzt, handelt es sich nicht um einen Wegeunfall.* Die Unterbrechung des Arbeitswegs durch einen Bäckereibesuch ist erst beendet, wenn der Beschäftigte seine Autofahrt fortsetzt. Denn versichert ist nur der direkte Weg zur Arbeit oder von der Arbeit nach Hause. Ausnahmen wären beispielsweise einen Stau zu umfahren oder Kinder in den Kindergarten zu bringen.

			* Urteil Bundessozialgericht vom 31.08.2017 – B 2 U 1/16 R

			Philipp Flunkert, Rechtsberater in Bremen-Nord
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			Steuertipp

			Steuerklärung: Das ganze Jahr Belege sammeln 

			Private Ausgaben sind für die Steuererklärung größtenteils unerheblich. Ausnahme sind die außergewöhnlichen Belastungen: Einige private Ausgaben, die zwangsläufig und notwendig waren, dürfen in der Steuererklärung angesetzt werden.

			Dabei handelt es sich nicht nur um große Summen, wie sie bei Bestattungen ohne gegenzurechnendes Erbe oder bei aufwendigem Zahnersatz fällig werden. Wesentlich häufiger entstehen nicht unerhebliche Summen durch viele kleine Beträge. Dazu gehören alle Zuzahlungen zu verschreibungspflichtigen Medikamenten, Eigenanteile an Arzt- und Zahnarztrechnungen, Zuzahlungen zur Physiotherapie und Fahrtkosten zu Ärzten und Therapien.

			Da erst am Jahresende feststeht, wie hoch die individuelle sogenannte zumutbare Belastungsgrenze ist, lohnt es sich, entsprechende Nachweise das ganze Jahr über zu sammeln. Apotheken stellen ihren Kunden Jahresbescheinigungen aus und auch Ärzte bestätigen die getätigten Praxisbesuche.

			Dagmar Pletz, Beraterin Steuerrecht in Bremerhaven
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			Rechtsirrtum

			„Auf meinem Balkon darf ich grillen, wann ich will“

			Das stimmt – grundsätzlich ist Grillen im Garten und auf dem Balkon erlaubt.

			Klar festgelegte Vorschriften gibt es nicht, dafür aber zahlreiche gerichtliche Einzelfallentscheidungen, wie oft Grillen erlaubt ist. Sie reichen von dreimal pro Saison und maximal sechs Stunden jährlich über fünfmal im Jahr bis zu zweimal im Monat. Eine allgemein gültige Aussage, wie oft gegrillt werden darf, kann hieraus aber nicht abgeleitet werden.

			Verboten ist das Grillen auf dem Balkon jedenfalls dann, wenn es in Mietvertrag oder Hausordnung steht. Wer es dann trotz Verbot tut, riskiert eine Abmahnung vom Vermieter – bis hin zu einer fristlosen Kündigung.

			Außerdem gilt das Gebot gegenseitiger Rücksichtnahme: Andere dürfen durch das Grillen nicht unzumutbar beeinträchtigt werden – wenn also zum Beispiel Rauch und Qualm in die Nachbarwohnung ziehen. Das gilt auch beim Grillen im Garten oder auf der Terrasse und egal, ob man Mieter oder Eigentümer ist. Auch die Nachbarn müssen Rücksicht nehmen, bis zu einem gewissen Grad müssen daher Geruchsbelästigungen (zum Beispiel Fleischgeruch) hingenommen werden. Eine verrauchte Grillparty kann hingegen als Ordnungswidrigkeit bewertet werden, die eine Geldbuße nach sich ziehen kann.

			Sorgen Sie beim Grillen also für den nötigen Abstand zum Nachbarn und achten Sie darauf, wohin der Qualm abzieht. Ein Elektrogrill ist hier unproblematischer als ein mit Holzkohle betriebener.

			Rauch ist das eine, Lärm das andere: Im Allgemeinen darf sich bis 22 Uhr niemand über Gespräche oder begleitende Geräusche beschweren. Danach gilt die Nachtruhe, ab jetzt darf auf dem Balkon nicht weitergefeiert werden. Also entweder ganz gedämpft reden oder nach drinnen gehen.

			Text: Hanna Mollenhauer 

			Juristische Beratung: Elise Hartwich
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			Kammermitglieder können sich in Fragen des Arbeitsrechts kostenlos beraten lassen.

		

	
		
			Drei Fragen 

			Drei Fragen – zum Jobwechsel

			Muss ich eine Kündigung einfach hinnehmen?

			Nein. Sollte die Kündigung rechtswidrig sein, egal aus welchem Grund, müssen Sie bis spätestens drei Wochen nach Erhalt der schriftlichen Kündigung eine Kündigungsschutzklage beim zuständigen Arbeitsgericht einreichen. Ansonsten wird die Kündigung trotz ihrer Rechtswidrigkeit wirksam. Ist diese Frist zum Beispiel aufgrund einer schweren Krankheit verstrichen, können Sie bis zu zwei Wochen nach Gesundung eine nachträgliche Zulassung der Klage beantragen.

			Wann droht mir eine Sperrzeit?

			Vereinfacht gesagt wird eine Sperrzeit dann verhängt, wenn Sie eigenverantwortlich an der Beendigung des Arbeitsverhältnisses mitgewirkt haben. Das ist bei Kündigungen regelmäßig der Fall, wenn Sie selbst kündigen oder Ihnen wegen Verletzung des Arbeitsvertrags gekündigt wird. Oder auch, wenn Sie einem Aufhebungsvertrag zustimmen. Es gibt aber dann keine Sperrzeit, wenn Sie für die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses einen anerkannten Grund haben, etwa bei schwerem Mobbing oder auch, wenn Sie zu Ihrem Ehepartner in eine andere Stadt ziehen. Hier entscheidet der Einzelfall.

			Kann ich eine Abfindung verlangen, wenn mir gekündigt wird? 

			Nur in Ausnahmefällen – etwa, wenn es einen Sozialplan gibt. In der Regel wird das jedoch nicht der Fall sein, denn einen generellen Anspruch auf eine Abfindung kennt das deutsche Arbeitsrecht nicht. Das gilt selbst dann, wenn das Arbeitsverhältnis viele Jahre gedauert hat. Abfindungen werden häufig von Arbeitgebern angeboten, um eine Kündigungsschutzklage des Beschäftigten zu vermeiden. 

			Philipp Flunkert

			arbeitet seit April 2014 als Rechtsberater bei der Arbeitnehmerkammer in der Geschäftsstelle in Bremen-Nord. Er berät Mitglieder zu Fragen des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts und auch zum Beispiel bei Mietstreitigkeiten oder Problemen mit Kaufverträgen.
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			Foto: Stefan Schmidbauer
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			Infoveranstaltungen

			Jobwechsel – Kündigung, Abfindung, Sperrzeit

			→ Di., 21. August 2018, 18 Uhr, Lindenstraße 8, 28755 Bremen-Vegesack um Anmeldung wird gebeten: T 0421 . 6 69 50-0

			Weitere Infoveranstaltungen im August: Das Arbeitszeugnis (14.8. Bremerhaven / 21.8. Bremen), Flexirente (14.8. Bremen-Nord / 21.8. Bremerhaven / 28.8. Bremen).

			Als Mitglied der Arbeitnehmerkammer können Sie sich arbeitsrechtlich beraten lassen.

			→ www.arbeitnehmerkammer.de

		

	
		
			Leserfoto

			Feierabend! 
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			Johanna Krause: Freiheit und ein treuer Gefährte: Nach Feierabend bin ich mit Pferdedame Conny am liebsten im Wald in Schiffdorf. Gerade nach einem langen Arbeitstag im Büro sind die Ausritte in der Natur der perfekte Ausgleich.

			[image: ]

			Liebe Leserinnen und Leser, wie sieht Ihr Feierabend aus? Ab ins Fitnessstudio oder netflixen? Auf ein Bierchen mit Freunden oder den Kindern Gute-Nacht-Geschichten vorlesen? Stepptanz, Boxen, Yoga oder Spaziergang mit Hund? Oder einfach nur Sofa? Schicken Sie uns Ihre Fotos! 

			→ bam@arbeitnehmerkammer.de
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			Beratungsangebote & Öffnungszeiten

			Wir sind für Sie da!

			Rechtsberatung

			Bremen-Stadt

			Bürgerstraße 1

			28195 Bremen

			T 0421. 3 63 01- 0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung * 

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr	9 – 12 Uhr

			Mo und Mi	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht 

			T 0421. 3 63 01-11

			Mo – Do 		9 – 16 Uhr

			Fr 			9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0421. 3 63 01 - 59

			Telefonische Steuerrechtsberatung

			T 0421. 3 63 01- 40

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			→ Arbeitslosenrechtsberatung

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do	9 – 12 Uhr

			Mo	14 –18 Uhr

			Weitere Informationen

			T 0421. 3 63 01- 23

			Bremen-Nord

			Lindenstraße 8

			28755 Bremen

			T 0421.6 69 50-0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung *

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr	9 – 12 Uhr

			Mo und Do	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht

			T 0421. 3 63 01-11

			Mo – Do	9 – 16 Uhr

			Fr	9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0421.6 69 50-0

			Telefonische Beratung 

			T 0421. 3 63 01- 40

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			Bremerhaven

			Barkhausenstraße 16

			27568 Bremerhaven

			T 0471.9 22 35-0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung *

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr	9 – 12 Uhr

			Mo und Mi 	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht 

			T 0471.9 22 35-11

			Mo – Do	9 – 16 Uhr

			Fr	9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0471.9 22 35-59

			Telefonische Beratung 

			T 0471.9 22 35-10

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			*  Wenn Sie im Land Bremen wohnen und Ihr Einkommen eine bestimmte Grenze nicht übersteigt, können Sie die öffentliche Rechtsberatung des Landes Bremen in der Arbeitnehmerkammer gegen zehn Euro Gebühr in Anspruch nehmen (z. B. zum Familienrecht, Kaufvertragsrecht, Mietrecht, Verbraucherinsolvenz). Auch Kammermitglieder informieren wir in diesen Rechtsgebieten gegen zehn Euro Gebühr

		

		
			→ Beratung für Betriebs- und Personalräte

			Bremen T 0421.3 63 01-962 

			Bremerhaven  T 0471.9 22 35-24 oder -31

			@ mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de 

			Hotline für juristische Fragen 

			T 0421.3 63 01-960, Mo – Fr 10 – 12 Uhr

			→ Beratung zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse 

			T 0421.3 63 01-954 

			@ anerkennung@wah.bremen.de

			→ Beratung zu Berufskrankheiten 

			T 0421.6 69 50-36  

			@ bk-beratung@arbeitnehmerkammer.de

			→ Weiterbildungsberatung 

			T 0421.3 63 01-432 

			 @ weitermitbildung@arbeit.bremen.de

			→ Beratung bei der Verbraucherzentrale

			Mitglieder der Arbeitnehmerkammer zahlen für Beratungen etwa zur 

			privaten Altersvorsorge, zu Riester-Verträgen oder zur Berufsunfähig-

			keitsversicherung nur die Hälfte für eine Beratung von bis zu 1,5 Stunden. 

			Zusätzlich gibt es fast 30 Ratgeber zum halben Preis.

			Bremen  T 0421.16 07 77  

			Bremerhaven  T 0471.2 61 94 

			www.verbraucherzentrale-bremen.de
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			BAM im Abo 

			Wollen Sie das BAM kostenlos nach Hause geschickt bekommen und weitere Vorteile genießen? Holen Sie sich die KammerCard! 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard
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			Beruflich weiter durch Bildung 

			Die Wirtschafts- und Sozialakademie der Arbeitnehmerkammer bietet Fort- und Weiterbildungen für Beschäftigte. 

			→ www.wisoak.de

			www.arbeitnehmerkammer.de 
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